
rigen ausgebildeten Inspektoren der Milizorgane, von 
Staatsanwälten für Minderjährigensachen sowie von 
speziellen Erziehungsinstitutionen.

Verhütungsmaßnahmen werden von spezialisierten 
Untersuchungsführern, Staatsanwälten und Richtern 
in Minderjährigensachen auf der Grundlage konkreter 
Ermittlungsergebnisse vorgenommen.

Notwendige Bedingungen der weiteren Effektivitätser
höhung des Kampfes gegen Straftaten sind: Die Spezia
lisierung von Mitarbeitern der Organe, die für die Vor
beugung von Straftaten und anderen Rechtsverletzun
gen Minderjähriger zuständig sind, die Verallgemeine
rung und der Austausch positiver Erfahrungen, die 
„durchgehende“ spezialisierte staatsanwaltschaftliche 
Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze über die Ju
genderziehung, über den Schutz der Jugend vor nega
tiven Einflüssen und über die Bekämpfung von ge
sellschaftsfeindlichen Äußerungen.

Insbesondere erhöhte die Spezialisierung der staatsan- 
waltschaftlichen und gerichtlichen Tätigkeit bedeutend 
die Qualität des Gerichtsverfahrens in Minderjähri
gensachen (nur in 1 bis 2 0 ü der Fälle unterlaufen we
sentliche Fehler), und das Niveau der prophylakti
schen Arbeit (sie erfolgt gegenwärtig in 75 % der Fälle) 
trug dazu bei, daß die Rückfälligkeit weiter gesenkt 
werden konnte (jetzt sind es weniger als 20 % nach 
Ablauf eines Kontrolljahres).

Vervollkommnung der Maßnahmen

Die aktuellen Probleme der Vervollkommnung des Sy
stems von Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugend
kriminalität sind unter den heutigen Bedingungen ver
bunden mit:

— der Gewährleistung rechtzeitiger und wirksamer 
Einwirkungsmaßnahmen bei Erstverstößen;

— dem verstärkten Kampf gegen Alkoholmißbrauch 
Minderjähriger und junger Erwachsener;

— dem verstärkten Kampf gegen den verdeckten Ein
fluß der bürgerlichen Ideologie;

— der Vervollkommnung des Systems der fortgesetzten 
und ausreichend intensiven erzieherischen Auf
sicht über die bedingt Verurteilten und Haftentlas
senen;

— dem Ausbau des Systems spezieller Gesetze und Or
gane, damit deren Wirkungssphäre nicht nur die 
Minderjährigen, sondern auch Personen im Alter 
von 18 bis 21 Jahren erfaßt;

— der weiteren Differenzierung der Einwirkungsmaß
nahmen und der Typen der Erziehungs- und Ar
beitserziehungsinstitutionen ;

— der Schaffung ins Detail gehender Kriterien für die 
Einschätzung des Grades der tatsächlichen Besse
rung und Umerziehung, der faktischen Umorientie
rung der Persönlichkeit der jungen Rechtsverlet
zer (einschließlich der Reue über die Tat, der Be
reitschaft zur Wiedergutmachung usw.) und des 
Festigkeitsgrades der Aneignung positiver Fertig
keiten, die zu einer günstigen Voraussage bezüg
lich ihres zukünftigen Lebenswandels berechti
gen ;/6/

— der Verbesserung des Zusammenwirkens der Or-

/6/ Beispielsweise setzen gegenwärtig nur 20 % der aus den 
Arbeitserziehungskolonien Entlassenen ihre Ausbildung fort, 
obwohl sie alle in den Schulen d<er Kolonien ausgebildet wur
den und die Erfolgsrate in diesen Schulen bei über 90 % liegt. 
Hieraus folgt, daß die Angaben über den Ausbildungserfolg 
der Zöglinge nicht ausreichend sind für die Einschätzung des 
Grades der bei ihnen wiedererweckten Fertigkeiten und In
teressen an der Ausbildung, um die Frage ihrer bedingt vor
fristigen Entlassung entscheiden zu können.

gane, die für die Erziehung verantwortlich sind und 
denen, die den Kampf gegen Straftaten und sonstige 
Rechtsverletzungen Minderjähriger führen.

Verstärkung der Rechtserziehung

Eine Reihe von Möglichkeiten zur Erhöhung der Effek
tivität der erzieherisch-prophylaktischen Arbeit unter 
den Minderjährigen und jungen Erwachsenen steht in 
Zusammenhang mit der Verstärkung der Rechtserzie
hung, der zielgerichteten Formung des Rechtsbewußt
seins und der stärkeren Wirksammachung seiner posi
tiven verhaltensregelnden Rolle./7/ Die bisher durch
geführten experimentellen Forschungen zeigten folgen
des:
Die Mehrzahl der Minderjährigen und jungen Erwach
senen hat sehr lückenhafte Rechtskenntnisse, und zwar 
sowohl auf dem Gebiet der strafrechtlichen Verbote 
und Normen, die das Verhalten in der Öffentlichkeit 
regeln, als auch auf dem Gebiet der Rechte und Pflich
ten in der Familie, in der Schule und im Betrieb. Das 
trifft auch auf das Wissen über Verhaltensregeln bei 
einer komplizierten Situation (Notwehr, Notstand), 
über die Funktionen der Organe, denen der rechtliche 
Schutz der Jugend obliegt, über die Vollmachten der 
Organe, welche die öffentliche Ordnung schützen usw. 
zu. So meinte jeder sechste der Befragten, daß die straf
rechtliche Verantwortlichkeit ab 18 Jahre eintrete, die 
Hälfte meinte ab 16 Jahre./8/ Die Hälfte der Befragten 
wußte nicht, daß die Herstellung und das Tragen von 
Hieb- und Stichwaffen verboten ist, ein Sechstel wußte 
nicht, was unter „grobem Unfug“ zu verstehen ist, nur 
10 % hatten eine Vorstellung vom Wesen der Notwehr, 
weniger als die Hälfte war nicht imstande, auch nur 
einige Funktionen der Kommissionen für Angelegen
heiten Minderjähriger oder des Kinderhorts der Miliz 
zu nennen. Wesentliche Irrtümer hinsichtlich mögli
cher Folgen bei Begehung einer Straftat verbinden sich 
mit der unter der Jugend kursierenden einseitigen Vor
stellung von der „Privilegierung“ ihrer strafrechtlichen 
Position.
Das Bestehen einer derartigen Unkenntnis kann in 
einer konkreten Situation bewirken, daß abwegige 
Rechtsvorstellungen entstehen, daß gegenüber den Ge
boten des geltenden Rechts eine falsche Einstellung an 
den Tag gelegt wird, was im Ergebnis dazu führt, daß 
das Verhalten des Jugendlichen oder jungen Menschen 
mit der Rechtsnorm nicht übereinstimmt oder gegen 
diese gerichtet ist.
Ein beträchtlicher Teil der Minderjährigen und jungen 
Menschen zeigt Unverständnis hinsichtlich der sozia
len Zweckmäßigkeit gewisser Rechtsnormen, faßt sie 
als formales Verbot auf (z. B. des Verbots des Tragens 
einer blanken Waffe) oder legt ein infantiles Verhalten 
gegenüber bestimmten Rechtsgeboten an den Tag (z. B. 
des aktiven Mitwirkens am Schutz des gesellschaftli
chen Eigentums).
Ein Teil der Minderjährigen und jungen Erwachsenen 
billigt sich hinsichtlich der von ihnen im Prinzip be
achteten Regeln und Verbote aus Gründen der „Wich-

flf Einige sowjetische Forscher (A. R. Ratinow, 1.1. Karpez) 
meinen, daß Entstellungen des Reehtsbewußtseins „eine der 
konkreten, nächsten und unmittelbaren Ursachen“ der Straf
taten sind, andere wiederum (A. I. Dolgowa, N. A. Dremowa, 
G. M. Minkowski) sind der Auffassung, daß diese Entstellun- 

• gen nur im Komplex mit anderen Faktoren bei der Formie
rung aller dieser Glieder der zur Straftat führenden Ursachen
kette (nach W. N. Kudrjawzew) eine kriminogene Rolle spielen. 
Beide Thesen werden jetzt überprüft.
8' Nach sowjetischem Recht beginnt die strafrechtliche Ver

antwortlichkeit für alle Straftaten mit der Vollendung des 
16.1/ebensjahres. Für die gefährlichsten Straftaten und solche, 
die unter der Jugend verbreitet sind, ist das Strafmündigkeits
alter 14 Jahre. Näheres hierzu vgl. Alexejew, „Die Besonderhei
ten des Jugendstrafverfahrens in der UdSSR“, in: Jugend
kriminalität und ihre Bekämpfung in der sozialistischen Ge
sellschaft. Berlin 1965. S. 291 f. — (D. Red.)
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